
forderliche Schutz und Beistand gewàhrt werden sollte, damit sic ihre Aufgabe inner-
halb der Gemeinschaft erfiïllenkann". Die �Europâische Charta fur die Rechte des Kin-
des" (Charta), ausgearbeitet von einem Ausschuss des Europàischen Parlamentes, ver-
langt von jedem Mitgliedsstaat der Europàischen Union, den Eltern durch soziale
Dienste und Einrichtungen die notwendigen Unterstiitzungen zu gewàhrleisten, damit
sic ihre Verantwortungen wahrnehmen kônnen. Sowohl in der UN-Konvention, als auch
in der Charta werden die jeweiligen Vertragsstaaten aufgefordert, im Interesse des Kin-
des einzugreifen, wenn dièses irgendeiner Form von Misshandlungoder Vernachlàssi-
gung ausgesetzt ist (vgl. SOISSON 1999, 50). Artikel 8 der UN-Konvention fordert,
dass das Recht des Kindes �auf seine Identitàt, einschließlich seine Nationalitàt, sein
Name und seine Familienbeziehungen" respektiert werden soll. Artikel 9 verlangt, dass
Kinder nicht gegen den Willen ihrer Eltern von ihnen getrennt werden diïrfen,außer
dies geschieht im Interesse des Kindes z.B. im Falle grober Vernachlâssigung, Miss-
handlung oder Missbrauch. In diesem Falle soll das Kind weiterhin regelmâßig direkten
Kontakt zu seinen Eltern unterhalten, außer dies ist dem Interesse des Kindes entgegen-
gesetzt.

Durch das Gesetz vom 20. Dezember 1993 hat Luxemburg die UN-Konvention ratifi-
ziert. Im luxemburgischen Recht steht die rechtliche Bedeutung cines internationalen
Abkommens ùber den nationalen Gesetzen. Um jede rechtliche Unsicherheit auszu-
schließen, soll die Regierung jedochdurch angebrachte Mitteldie interne Gesetzgebung
an die Konvention anpassen und in ihrem Sinn erganzen (vgl. SCHENK/MEYERS
1997, 89). Ich werde hier nur einige Aspekte erwâhnen, die mir fur den Arbeitsbereich
der Heimerziehungbesonders wichtig erscheinen:

Eme wichtige Ànderung des Gcsctzcstcxtes betrifft die Anhôrung des Kindes und Ju-
gendlichen vor Gericht, um seine Rechte zu verteidigen. Jeder Minderjâhrige kann vom
Richter gehôrt werden oder cine dementsprechende Anfrage stellen, außer das Alter o-
der die Verfassung des Kindes erlauben dies nicht. Der/die Minderjâhrige kann von ei-
ner Person semer Wahl begleitet werden. Falls die Interessen des/der Minderjahrigen
denen semer Erziehungsberechtigten entgegenstehen, dann kann der/die Richterln ge-
gebenenfalls einen Administrator benennen, der die Interesse des Kindes wahrt (vgl.
SCHENK/MEYERS 1997, 89).

Ein weiterer wichtiger Aspekt betrifft die Verbesserung der Instrumente zum sozialen
Schutz des Kindes. Dièse Maßnahmen sollen pràventiv, komplementar oder subsidiàr
zu den bestehenden Regelungen des Gesetzes vom 10. August 1992 sein (vgl. Projet de
loi 1996 zit. in EBD., 1997). Ziele dieser Maßnahmen sind:
=> die persônlicheEntfaltungdes Kindes,die Entwicklung semer psychischenund so-

zialen Fâhigkeiten, seine Autonomie, Verantwortungund Solidaritàt zu fôrdern;
=> in den Familien einKlima der Kommunikation und Kooperation zu fôrdernund ge-

gen aile Formen der Isolation und Gewalt zukàmpfen;
=> den Kindern und den Familien den Zugang zu unterschiedlichen Hilfs-,Beratungs-,

Erziehungs-, Pflege-, Médiations-, Einweisungs- oder Betreuungsdiensten zu si-
chern;

=> zugunsten der Kinder und Familien, deren Situation schwierig oder von sozialer Iso-
lationbedroht ist,Schritte zur Intégration und sozialen Teilnahme einzuleiten;

=> spezifische Formen des Schutzes und der Hilfe zu entwickeln fur geteilte oder ent-
wurzelte Familien und fur Kinder, die außerhalb ihres familiâren Zuhause unterge-
bracht sind.
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